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Wirtschaftliche und pohtische 
Hintergründe der französischen Regierungskrise

Der Sturz der Regierung Pleven 
am 7. Januar 1952 hatte nur 

scheinbar wirtschaftliche H inter­
gründe. Das V ertrauen wurde dem 
M inisterpräsidenten anläßlich eines 
Reformprogrammes der Eisenbahn 
und der Sozialversicherung versagt. 
Die Parteien sahen darin jedoch 
nur einen geeigneten Anlaß, um 
ihre rein politischen Absichten zu 
verwirklichen. Niemand bezweifelt 
ernstlich die Notwendigkeit und 
die Berechtigung der von der Re­
gierung vorgeschlagenen Reform. 
Bezeichnenderweise erklärten die 
Gaullisten während der Aussprache, 
sie hätten gegen die Grundsätze 
der beabsichtigten Reformmaßnah­
men kaum ' etwas einzuwenden, 
während den Sozialisten der Be­
weis ihrer Behauptung, die Regie­
rungspläne gefährdeten die wohl­
erworbenen Rechte der A rbeiter­
klasse, sehr schwer gefallen wäre. 
Unabhängig von diesen Feststellun­
gen besteht zweifellos ein sehr 
enger Zusammenhang zwischen den 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
Frankreichs und seiner mangelnden 
politischen Stabilität. Auf zahl­
reichen Gebieten sind grundlegende 
Reformen erforderlich, die nur von 
einer innerlich geschlossenen und 
von einer durch eine gemeinsame 
wirtschaftspolitische Doktrin gelei­
teten Regierung verwirklicht w er­
den können. Die Vernunftsehe zwi­
schen Sozialisten und Konserva­
tiven ist den gegebenen Problemen 
gegenüber aus begreiflichen Grün­
den völlig machtlos. Erschwerend 
wirkt die ebenfalls politische Tat­
sache, daß sämtliche Lösungen in 
irgendeiner Form unpopulär sind 
und daher die einzelnen Parteien 
bestrebt sind, sich durch taktische 
M anöver möglichst lange einer un­
angenehmen Verantwortung zu ent­
ziehen.

Die Regierungen mögen wechseln, 
die ungelösten Aufgaben bleiben 
sich gleich. Im Vordergrund steht 
nicht etwa, wie man annehmen 
könnte, das Gleichgewicht des 
Staatshaushaltes, das ohne allzu

große Schwierigkeiten hergestellt 
zu werden vermag, zumal der Fi­
nanzminister der Regierung Pleven 
die Steuereinnahmen für 1952 viel 
zu pessimistisch beurteilte. Die 
Quelle der französischen Inflation 
w ar in den letzten Jahren nicht der 
Fehlbetrag des Staatshaushaltes, 
der hinter dem .Vorkriegsdurch­
schnitt ganz erheblich zurückblieb, 
noch der Rückgriff auf die Noten­
presse, sondern in erster Reihe die 
Spekulation und die ständige Er­
höhung der indirekten Steuerlast, 
zusammen mit dem chronisch feh­
lenden V ertrauen in die 'Währung.

Eine Verringerung der Steuerlast 
erfordert eine grundlegende Steuer­
reform. Für direkte Und indirekte 
Steuern erreichte der Betrug, der 
bedauerlicherweise bereits zu einer 
gangbaren Sitte wurde, ungeahnte 
Ausmaße. Nach vorsichtigen Schät­
zungen beläuft sich der jährliche 
Steuerausfall aus dieser Quelle auf 
mindestens 500 Mrd. ffrs., d. h. bei 
Beseitigung des Steuerbetruges 
könnte man die gesamte Steuerlast 
um ein Fünftel erniedrigen. Allein 
200 Mrd. des Steuerbetruges gehen 
zu Lasten der Umsatzsteuer, die in 
den meisten Fällen vom V erbrau­
cher zwar bezahlt, vom Händler 
aber nicht dem Staat abgeführt 
wird.

Die Einsparmöglichkeiten in der 
öffentlichen Verwaltung und in  den 
staatlichen Betrieben sind geringer, 
als es demagogisch versichert wird. 
Die Reform betrifft vor allen Din­
gen die Verringerung der Bürokra­
tie. Der Fehlbetrag der Eisenbahn 
gehört zu den chronischen Übeln 
der modernen Wirtschaft. Für. die 
soziale .Sicherheit muß ebenfalls 
vor der wirtschaftlichen eine rein 
politische Lösung gefunden werden.

Frankreich könnte sehr schnell 
gesunden, wenn es gelänge, seiner 
Bevölkerung das Vertrauen in ihre 
eigenen Kräfte und Möglichkeiten 
zurückzugeben. Die wirtschaftlichen 
Übel des Landes haben sehr oft 
rein psychologische Quellen. Meh­
rere 1000 Milliarden ffrs., d. h. ein

erheblicher Bestandteil der Kapital­
reserven, liegt ungenutzt in Form 
von Gold und Devisen in W oll­
strümpfen und Kassenschränken. 
Ihre Mobilisierung und produktive 
Verwendung könnte Frankreich 
über Nacht zur stärksten W irt­
schaftsmacht Europas machen.

Die -unmittelbaren wirtschaftlichen' 
Gefahren der Regierungskrise dür­
fen nicht überschätzt werden. Zum 
ersten Male seit dem Kriege gelang 
es dem Parlament, sämtliche Aus­
gaben für das kommende Jahr vor 
Jahresende zu beschließen. Eine 
Ausnahme bilden lediglich die noch 
ungewissen Aufrüstungskosten. 
Auch die Fortführung des bisheri­
gen Steuersystems, d. h. die Siche­
rung der Einnahmen, wurde vor der 
Regierungskrise beschlossen. Allein 
für die von der Regierung für un­
entbehrlich angesehene Steuer­
erhöhung steht die Entscheidung 
noch aus. Diese Frage entbehrt aber 
der Dringlichkeit. Die Staatskasse 
ist zur Zeit ungewöhnlich flüssig, 
und die Rüstungsausgaben bleiben 
zunächst hin ter den vorgesehenen 
Beträgen zurück. Auch das all­
gemeine W irtschaftsleben läßt sich 
in Frankreich durch Regierungs­
krisen nicht mehr stören. Die Kon­
junktur erscheint als günstig und 
gestattet eine Aufrechterhaltung 
und sogar leichte Steigerung des 
am Jahresende erreichten Rekord­
standes der Produktion. Langfristig 
muß allerdings die ständige V er­
zögerung wichtiger und unentbehr­
licher Reformen die Leistungsfähig­
keit der französischen W irtschaft 
hemmen und ihre m ateriellen so- 

' wie nicht zuletzt psychologischen 
Schwierigkeiten erheblich ver­
schärfen. Schwerer dürften aber 
noch die politischen Gefahren w ie­
gen, die die, Labilität des fran­
zösischen Regierungssystems im 

' internationalen Rahmen auslösen. 
Die stufenweise Verwirklichung 
einer europäischen Gemeinschaft 
verlangt mehr denn je  stabile poli­
tische Verhältnisse in den Teil­
nehmerländern. ■ ■ (fr.)
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